
 

 

 
 

Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Die Firma CR-Recycling GmbH, Robert-Bosch-Ring 9, 75038 Oberderdingen hat am 
18.02.2026 beim Regierungspräsidium Karlsruhe die Erteilung einer immissions-
schutzrechtlichen Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 2 BImSchG zur Änderung 
des Lager- und Betriebskonzepts für eingehende Abfälle und zur Anpassung des 
Brandschutzkonzeptes sowie der Brandschutzmaßnahmen beantragt. 
 
Für dieses Vorhaben war eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 
Abs. 2 Nummer 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
Verbindung mit § 9 Abs. 4 UVPG und Anlage 2 und 3 zum UVPG durchzuführen. Im 
Rahmen der vorgegebenen Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vor-
haben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei 
der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
 
Diese Einschätzung stützt sich im Wesentlichen auf nachfolgende Gründe: 
Der Vorhabenstandort liegt zwar im Wasserschutzgebiet „Siebenbrunnen“ innerhalb 

der Zone III B. Die besonderen Anforderungen aus dem WHG und den zugehörigen 
Verordnungen (z.B. AwSV) werden jedoch eingehalten. Ungeachtet dessen geht das 
Änderungsvorhaben voraussichtlich mit nur geringen zusätzlichen Luftschadstoff- 
und Schallemissionen einher. 
 
Aufgrund bereits genehmigter und bestehender organisatorischer und technischer 
Maßnahmen ist auf Basis der Antragsunterlagen bei ausreichender Bemessung und 
Umsetzung der Anforderungen davon auszugehen, dass durch die geplanten Anlagen 
keine erheblichen negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter zu besorgen sind. 
 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 



 

 

 
 
Karlsruhe, den 11.05.2026 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
Referat. 54.2 


